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Verteidiger für die Vorbereitung des Wiederaufnahmeverfahrens § 364b StPO

III. Beschwerde. Gegen den ablehnenden Beschluss kann nicht gern. § 372 Satz 1 vorgegangen werden 8 
(BGH NJW  1976, 431), vielmehr ist eine Beschwerde gern. § 304 möglich, sofern kein OLG entschieden 
hat (§ 304 Abs. 4 Satz 4). Diese kann sich auch auf die Auswahl des Verteidigers beschränken (LR/ Gössel 
§ 364a Rn. 15). Beschwerdeberechtigt sind der Verurteilte (bzw. die anderen oben bei Rdn. 6 erwähnten An­
tragsberechtigten) sowie die StA {Meyer-Goßner § 364a Rn. 9).

§ 364b StPO [Verteidiger für die Vorbereitung des Wiederaufnahmeverfahrens]
(1 ) ’Das für die Entscheidungen im Wiederaufnahmeverfahren zuständige Gericht bestellt dem Verurteil­
ten, der keinen Verteidiger hat, auf Antrag einen Verteidiger schon für die Vorbereitung eines Wiederauf­
nahmeverfahrens, wenn
1. hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass bestimmte Nachforschungen zu Tatsa­

chen oder Beweismitteln fuhren, welche die Zulässigkeit eines Antrags aufWiederaufhahme des Verfah­
rens begründen können,

2. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines Verteidigers geboten erscheint 
und

3. der Verurteilte außerstande ist, ohne Beeinträchtigung des für ihn und seine Familie notwendigen Un­
terhalts auf eigene Kosten einen Verteidiger zu beauftragen.

Tst dem Verurteilten bereits ein Verteidiger bestellt, so stellt das Gericht auf Antrag durch Beschluss fest, 
dass die Voraussetzungen der Nummern 1 bis 3 des Satzes 1 vorliegen.
(2) Für das Verfahren zur Feststellung der Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 gelten § 117 Abs. 2 
bis 4 und § 118 Abs. 2 Satz 1, 2 und 4 der Zivilprozessordnung entsprechend

Übersicht
Rdn. Rdn.

A. Grundsätzliches .....................................  1 B. Voraussetzungen der Verteidigerbestel­
lung .....................      3

A. Grundsätzliches. § 364b eröffnet die Möglichkeit der Bestellung eines Verteidigers bereits zur Vorberei- 1 
tung des Wiederaufnahmeantrags, Dies gilt auch für die nach § 361 Abs. 2 Antragsberechtigten. V.a. für 
den inhaftierten Verurteilten ist anwaltliche Hilfe schon bei der Vorbereitung eines Wiederaufnahmeantrags 
von essentieller Bedeutung. Als anwaltliche Ermittlungen kommen z.B. die Befragung von Zeugen oder das 
Einholen von Auskünften und Sachverständigengutachten in Betracht (s. näher Wasserburg 1983, 71 ff.). Eine 
Pflicht der StA, das Verfahren selbst zu betreiben und eigene Ermittlungen anzustellen, besteht de lege lata 
nicht {Marxen¡Tiemann Rn. 457; a.A. Frister/Deiters § 364b Rn. 9).
Wie bei § 364a ist die Bestellung auch hier nur auf Antrag möglich. Dieser muss insb. Tatsachen enthalten, 2 
die die hinreichende Erfolgsaussicht der geplanten Nachforschungen untermauern. Vor überzogenen Anfor­
derungen ist aber zu warnen, ggf. ist i.R.d. gerichtlichen Fürsorgepflicht eine Ergänzung des Antrags anzu­
regen. Zur Zuständigkeit des Gerichts und zur Anfechtung der Ablehnung der Bestellung mittels Be­
schwerde s.o. § 364a Rdn. 7 f.

B. Voraussetzungen der Verteidigerbestellung. Vorausgesetzt ist zunächst, dass der Verurteilte »keinen 3 
Verteidiger« hat (dazu § 364a Rdn. 3). Zusätzlich wird von § 364b Abs. 1 Satz 2 aber auch die Möglichkeit 
eröffnet, den bereits bestellten Verteidiger nachträglich als Verteidiger i.S.v. § 364b bestellen zu lassen; damit 
ist die Erstattung auch bereits bisher zur Vorbereitung des Antrags angefallener Gebühren und Auslagen ge­
sichert (vgl. Meyer-Goßner§ 364b Rn. 1, 9), und zwar gern. § 45 Abs. 4 RVG auch fur den Fall, dass letztlich 
von einem Wiederaufnahmeantrag abgesehen wird.
Wie bei § 364a verlangt auch die Bestellung des Verteidigers gern. § 364b die Feststellung der Schwierigkeit 4 
der Sach- und Rechtslage. Allerdings ist bei der Feststellung der Schwierigkeit nicht auf das spätere Wieder­
aufnahmeverfahren abzustellen, sondern allein auf Art und Umfang der anzustellenden Ermittlungen (LG 
Köln MDR 1991, 666). In Parallele zum Anfangsverdacht gern. § 152 Abs. 2 wird weiterhin verlangt, dass 
ausreichende Anhaltspunkte dafiir sprechen, dass durch die angestrebten Nachforschungen tatsächlich rele­
vante Tatsachen und Beweise ermittelt werden können. Es genügt, wenn hierfür aufgrund tatsächlicher Um­
stände die Möglichkeit besteht {Marxen/Tiemann Rn. 481); reine Vermutungen genügen nicht {Meyer-Goß- 
ner§ 364b Rn. 5).
Die Bestellung setzt weiter Mittellosigkeit des Verurteilten voraus, was der Fall ist, wenn er die Verteidigungs- 5 
kosten nicht ohne Beeinträchtigung des für ihn oder seine Familie erforderlichen Unterhalts aufbringen kann. 
Für die Feststellung dieser Voraussetzung verweist Abs. 2 auf die Vorschriften der ZPO: Entsprechend § 117
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§ 365 StPO Allgemeine Bestimmungen

Abs* 2 bis 4 ZPO muss der Antragsteller eine Erklärung über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhält­
nisse auf dem amtlichen Vordruck abgeben. Weiterhin kann das Gericht gern. § 118 Abs. 1 Satz 1, 2 und 4 
ZPO die Glaubhaftmachung von Tatsachen verlangen, eigene Ermittlungen anstellen und dem Antragsteller 
für die Erklärung gern. § 117 Abs. 2 und die Beantwortung weiterer Fragen eine Frist setzen, nach deren er­
folglosem Ablauf der Antrag abgelehnt werden kann.

§ 365 StPO [Allgemeine Bestimmungen]
Die allgemeinen Vorschriften über Rechtsmittel gelten auch für den Antrag auf Wiederaufnahme des Ver­
fahrens.

Übersicht
Rdn.

A. Grundsätzliches .........................................  1
B. Die anwendbaren Vorschriften im Einzel­

nen ...................................    2
I. Antragsberechtigung (§§ 296 bis 298) . . 2

Rdn.
II. Erleichterungen der Antragstellung (§§ 299

bis 300) ..........................................   5
III. Rechtsmittel der StA (§301) ..................  6
IV. Zurücknahme und Verzicht (§ 302) . . . .  7

1 A. Grundsätzliches. Die Vorschrift erklärt die »allgemeinen Vorschriften über Rechtsmittel«, also die 
§§ 296 bis 303, auch für das Wiederaufnahmeverfahren für anwendbar. § 303 ist i.R.d. Wiederaufnahme­
verfahrens allerdings bedeutungslos, da die Entscheidung über Zulässigkeit und Begründetheit gern. §§ 367 
Abs. 2, 370 Abs. 1 ohne mündliche Verhandlung ergeht und nach dem Beschluss gern. § 370 Abs. 2 keine 
Rücknahme mehr möglich ist (s.u. Rdn. 7). Nach BGHSt 11, 361,363 gelten darüber hinaus die Vorschriften 
über die Rechtsmittelbeschränkung (§§ 318, 327, 344 Abs. 1, 352 Abs. 1) entsprechend.

2 B. Die anwendbaren Vorschriften im Einzelnen. L Antragsberechtigung (§§ 296 bis 298). Die Wieder­
aufnahme kann zunächst gern. §§ 365, 296 Abs. 1 von jedem (auch minderjährigen oder schuldunfähigen) 
Verurteilten beantragt werden. Auch Verhandlungsfähigkeit des Verurteilten ist richtigerweise nicht erforder­
lich (SK-StPOt Frister/Deiters § 361 Rn. 5; a.A. Meyer-Goßner^ 365 Rn. 2). Im Fall des Todes ergibt sich die 
Antragsberechtigung aus der Sonderregelung des § 361 Abs. 2 (vgl. dort). Der Antrag kann auch vom entspre­
chend bevollmächtigten gesetzlichen Vertreter (unbeschadet dessen eigener Antragsberechtigung gern. 
§ 298, s. Rdn. 4) gestellt werden. Weiterhin antragsberechtigt nach § 296 Abs. 1 ist die StA. Abs. 2 stellt klar, 
dass der Antrag auch zugunsten des Verurteilten gestellt werden kann.

3 Auch der Verteidiger des Verurteilten ist gern. §§365, 297 antragsberechtigt. Der Antrag darf nicht gegen 
den ausdrücklichen Willen des Verurteilten gestellt werden. Aus dieser ratio des § 297 folgt auch, dass der 
vom Verteidiger gestellte Antrag vom Verurteilten zurückgenommen werden kann (s. Wasserburg 1983, 236). 
Auch der Verteidiger selbst kann den Antrag zurücknehmen, allerdings gern. § 302 Abs. 2 nur mit ausdrück­
licher Ermächtigung durch den Verurteilten.

4 Ein selbstständiges Antragsrecht hat gern. §§ 365, 298 Abs. 1 der gesetzliche Vertreter. Er darf den Antrag 
auch gegen den ausdrücklichen Willen des Vertretenen stellen. Im Jugendstrafverfahren sind Erziehungs­
berechtigte, solange der Verurteilte noch nicht volljährig ist, gern. § 67 Abs. 3 JGG antragsberechtigt. Endet 
die gesetzliche Vertretung bzw. tritt Volljährigkeit vor dem Beschluss gern. § 370 ein, so ist das Verfahren als 
unzulässig zu verwerfen, sofern kein Eintritt des Verurteilten erfolgt (LR/ Gössel § 365 Rn. 6; a.A. Meyer-Goß- 
ner§ 365 Rn. 4: Einstellung des Verfahrens). Bei einem Wechsel des gesetzlichen Vertreters tritt dieser in das 
Verfahren ein (LR/Hanack^ 298 Rn. 17). Eine Antragsfrist, die gern. § 298 vom gesetzlichen Vertreter ein­
zuhalten wäre, gibt es nicht (vgl. Vorbemerkungen, Rdn. 20).

5 II. Erleichterungen der Antragstellung (§§ 299 bis 300). Die Anwendbarkeit von § 299 Abs. 1 ermöglicht 
es dem inhaftierten Verurteilten, den Wiederaufnahmeantrag auch zu Protokoll der Geschäftsstelle des AG zu 
stellen, in dessen Bezirk sich die Anstalt befindet. Die Fristenregelung des § 299 Abs. 2 hat für das Wiederauf­
nahmeverfahren dagegen keine Bedeutung. Dem effektiven Rechtsschutz dient der ebenfalls für anwendbar 
erklärte § 300, wonach ein Irrtum des Antragstellers in der Bezeichnung des Rechtsmittels unschädlich ist. Ent­
scheidend ist allein, dass sein Wille zum Ausdruck kommt, eine Überprüfung der Verurteilung anzustreben.

6 III. Rechtsmittel der StA (§301). Nach § 301 kann nach jedem von der StA eingelegten Rechtsmittel, 
selbst wenn dies ausdrücklich zuungunsten des Verurteilten geschah, auch zugunsten des Verurteilten ent­
schieden werden. Die wohl herrschende Meinung bezieht diese Regelung allein auf eine neue Hauptverhand­
lung (Meyer-Goßner § 365 Rn. 5). Dabei wird aber übersehen, dass diese kein Abschnitt des Wiederaufnah­
meverfahrens ist, § 301 aber gern. § 365 ausdrücklich für »den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens«
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